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MOBILISIERT FUR NEVE
IMNIORATIONS-POUTIK

von Vasco Pedrina
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Im Hinblick aufdieVerhandlun-
gen zwischen EG und EFTA
über die Schaffung eines

Europäischen Wirtschaftsrau-
mes (EWR) haben sowohl der
SGB wie auch die Arbeitgeber-
verbände neue Stellungsnah-
men zur Ausländerpolitik veröf-
fentlicht (vgl. Dokumententeil
in diesem Heft). Die Medien
haben dazu vor allem die Ge-
meinsamkeiten der beiden Stel-
lungnahmen hervorgehoben,
welche es bezüglich dem Status
der stabilen ausländischen Be-

völkerung (Bewilligung B und

C) effektiv gibt. Die Differenzen
zwischen der Gewerkschafts-
und der Arbeitgeber-Position
bleiben jedoch grundlegend
sowohl bezüglich Grenzgänge-
rinnen, Saisonniers wie auch
Kurzaufenthalterlnnen: Die
Unternehmer verlangen einen

völlig unbegrenzten Zugang der

Grenzgängerinnen und einen

Kurzaufenthalts-Status der eine

völlige soziale Deregulierung
bedeutet. Das Saisonnier-Statut
wollen sie nicht nur wie gehabt
aufrechterhalten, jaes soll sogar
das Recht auf Umwandlung zur
Jahresaufenthalts-Bewilligung
aufgehoben werden!
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Angesichts dieser Differenzen
zwischen Arbeitgeber- und
SGB-Positionen wurde deren
Präsentation an einer gemeinsa-
men Pressekonferenz von meh-

reren Seiten, gerade auch in der

GBH, kritisiert. Dies ist ver-
ständlich. Die bedeutendsten
Kritiken wurden jedoch am

Kompromissvorschlag des SGB

zur Lösung des Saisonnier-
Problems geäussert: Dabei wird
weniger die Notwendigkeit
eines Übergangskompromisses
bestritten, der angesichts der
sozialen und politischen Kräfte-
Verhältnisse notwendig ist. Die
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beiden Hauptkritiken (v.a. von
Seiten von immigrierten Kolle-
ginnen) betreffen:

Das vom SGB vorgeschlagene
neue Saisonnierstatut für die

Bergregionen sieht zwar neue
Rechte vor (Familiennachzug,
Arbeitsplatzwechsel), hebt je-
doch das Recht zur Umwand-
lung in eine Jahresaufenthalter-

Bewilligung auf. Die Saison-
niers könnten nur Jahresaufent-
halterinnen werden, wenn ein

Arbeitgeber sie für eine entspre-
chende Stelle anstellt, was oft
theoretisch bleibt.
Eine solche Lösung wäre
vielleicht als Übergangskom-
promiss am Ende einer Ausmar-
chung zu schlucken. Sie selbst in
der jetzigen Phase der Diskus-
sion vorzuschlagen heisst, den

Weg öffnen für einen schliess-
lieh noch schlechteren «Kom-
promiss des Kompromisses».
Die Arbeitgeber haben hier mit
ihrer provokativen Position
anders taktiert, nach der Devise:
«150% fordern, um 100% zu
erreichen.»
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Nach 20 Jahren Stillstand hat die

Perspektive der EG 92 eine Türe

geöffnet für Veränderungen in
der Immigrations-Politik. Aber
es ist offensichtlich, dass dieser
Prozess nicht automatisch Ver-
besserungen für die Immigran-
tlnnen bringen wird: Nachdem
bereits mehr oder weniger klar
ist, dass der Schweiz in den

Verhandlungen in Brüssel eine

erste Ausnahme bezüglich der

quantitativen Plafonierung der

Immigrantinnen gewährt wird,
wollen die Schweizer Unter-
händler nun nicht ohne Erfolgs-
chancen eine zweite Ausnahme

durchbringen: Die Aufrechter-
haltung des Verbots von
Familiennachzug • für Saison-
niers soll mit finanziellen
Konzessionen erkauft werden

(Fonds für Berufsbildung; Ar-
beitslosengeld für die tote
Saison).
Die Chance zu positiven
Veränderungen dank europäi-
scher Integration droht also zu

neuen Formen der Ausbeutung
zu verkommen, wenn nicht in
der Schweiz von unten her
ein Kräfteverhältnis geschaffen
wird. Aus diesem Grunde hat die
GBH beschlossen, für den 15.

September 1990 eine grosse
nationale Kundgebung auf dem

Bundesplatz anzureissen. Diese
soll begleitet sein durch eine

Informations- und Sensibilisie-
rungs-Kampagne. Die GBH
hofft, dass möglichst viele
Organisationen der Immigra-
tion, der Gewerkschaftsbewe-

gung sowie aus sozialen und

politischen Bewegungen diese

Mobilisierung unterstützen. Da-
bei werden v.a. folgende For-
derungen im Zentrum stehen:

• Abschaffung, nicht Yerschlech-
terung des Saisonnier-Statut

• Mehr soziale Rechte; Aufhe-

bung der Tiefstlohngruppe

• Politische Rechte: Ermöglichung
der Doppelbürgerschaft;
Stimm- und Wahlrecht für Im-
migrantinnen auf kommunaler
und kantonaler Ebene

• Gegen den Rassismus, für eine
multi-kulturelle und multi-
ethnische Solidarität
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